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1. In dieser Rechtssache begehrt die Kom­
mission die Feststellung, dass die Französi­
sche Republik dadurch gegen ihre Ver­
pflichtungen aus der Richtlinie 95/16/EG 
des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 29. Juni 1995 zur Angleichung der 
Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten 
über Aufzüge 2 verstoßen hat, dass sie nicht 
die erforderlichen Rechts- und Verwal­
tungsvorschriften erlassen hat, um dieser 
Richtlinie nachzukommen. 

2. Die Richtlinie 95/16 dient zur Harmo­
nisierung der Sicherheitsnormen, die Auf­
züge erfüllen müssen, bevor sie in Verkehr 
gebracht werden. Gemäß Artikel 15 Ab­
satz 1 hatten die Mitgliedstaaten vor dem 
1. Januar 1997 die erforderlichen Rechts­
und Verwaltungsvorschriften zu erlassen 
und zu veröffentlichen, um der Richtlinie 
nachzukommen, und die Kommission un­
verzüglich davon in Kenntnis zu setzen; die 
Mitgliedstaaten sollten diese Vorschriften 
ab 1. Juli 1997 anwenden. 

3. Die französische Regierung räumt Ver­
zögerungen bei der Umsetzung der Richt­
linie ein und wendet sich nicht gegen den 

Antrag der Kommission. Sie erläutert die 
Schwierigkeiten, die zu den Verzögerungen 
führten, erkennt aber an, dass diese 
Schwierigkeiten nicht angeführt werden 
können, um sich dem Antrag der Kom­
mission zu widersetzen; sie möchte durch 
die Erläuterung der Umstände vielmehr ih­
ren guten Willen dartun. 

4. Nach Ablauf des schriftlichen Verfah­
rens hat die französische Regierung dem 
Gerichtshof mit Schreiben vom 3. Oktober 
2000 mitgeteilt, dass das Dekret zur Um­
setzung der Richtlinie im französischen 
Amtsblatt vom 27. August 2000 ver­
öffentlicht worden sei 3. 

5. Die Kommission hat auf diese Mittei­
lung nicht geantwortet, und der Gerichts­
hof braucht nicht darüber zu befinden, ob 
die Richtlinie mit dem Dekret — wenn 
auch verspätet — in vollem Umfang um­
gesetzt wird. Nach ständiger Recht­
sprechung des Gerichtshofes ist in Ver­
fahren wegen der Nichtumsetzung einer 
Richtlinie die von der Kommission begehrte 
Feststellung auch dann zu treffen, wenn die 
Richtlinie nachfolgend in vollem Umfang 
umgesetzt wird. 

1 — Originalsprache: Englisch. 
2 —ABl. L 213, S. 1. 

3 — Décret n° 2000-810, du 24 août 2000, relatif à la mise sur le 
marché des ascenseurs, Journal officiel de la République 
française, 27 août 2000. 
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KOMMISSION / FRANKREICH 

Ergebnis 

6. Der Gerichtshof sollte deshalb meines Erachtens 

1. feststellen, dass die Französische Republik dadurch gegen ihre Verpflich­
tungen aus der Richtlinie 95/16/EG des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 29. Juni 1995 zur Angleichung der Rechtsvorschriften der Mit­
gliedstaaten über Aufzüge verstoßen hat, dass sie nicht die erforderlichen 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften erlassen hat, um dieser Richtlinie 
nachzukommen; 

2. der Französischen Republik die Kosten des Verfahrens auferlegen. 

I - 1095 


